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Um die Abzocke im World Wide Web einzudämmen, gibt es vor allem beim Impressum

strenge Vorgaben. So schützt man sich vor Verwaltungsverfahren und teuren Abmahnungen.

STEPHAN KLIEMSTEIN

Moderne Kommunikationsmittel
sind nicht nur ein Segen. Besonders
das Internet ist ein Paradies für Be-
trüger – während sich Einkäufe im
Internet steigender Beliebtheit er-
freuen. Phishing, Spam, Cyber-
crime: Um die Abzocke im World
Wide Web einzudämmen, gibt es im
österreichischen Recht eine Reihe
von Informationspflichten für
Webseiten-Betreiber. Hier geht es
vor allem darum, was Sie beim Im-
pressum beachten müssen.

1. Wann benötige ich bei einer
Website ein Impressum?

Vereinfacht gesagt immer dann,
wenn man im Internet Dienste
kommerziell anbietet. Es genügt da-
für bereits eine Gewinnerzielungs-
absicht im weitesten Sinn. Für rein
private, also nicht geschäftsmäßig
betriebene Webseiten und Blogs be-
nötigt man kein Impressum nach
dem E-Commerce-Gesetz. Die Ab-
grenzung kann aber schwierig sein.

2. Welche Angabenmüssen
im Impressum stehen?

In Österreich finden sich in mehre-
ren Gesetzen Vorschriften zur „Im-
pressumspflicht“, unter anderem
im Unternehmensgesetzbuch, in
der Gewerbeordnung, im E-Com-
merce-Gesetz (ECG) und im Medi-
engesetz. Die Informationspflich-
ten für Anbieter von Inhalten auf
Internetseiten sind im ECG geregelt.
Demnach muss jeder, der eine kom-
merzielle Seite betreibt, bestimmte
Informationen über sein Unterneh-
men veröffentlichen, darunter An-
gaben zum Namen des Inhabers,
zur Rechtsform, die Firmenbuch-
nummer, die Anschrift und die Um-
satzsteuer-Identifikationsnummer
(UID), sofern eine solche vorhan-
den ist.

Wer auf seiner Website oder in ei-
nem Online-Shop Preise angibt, hat
zusätzlich Folgendes zu beachten:
Die Preise müssen so ausgezeichnet
sein, dass sie ein durchschnittlich
aufmerksamer Betrachter leicht le-
sen und zuordnen kann. Zudem
muss eindeutig erkennbar sein, ob
die Preise einschließlich der Um-
satzsteuer sowie aller sonstigen Ab-
gaben und Zuschläge ausgezeich-
net sind (Bruttopreise) oder nicht.

Darüber hinaus ist auch anzugeben,
ob Versandkosten enthalten sind.
Wichtig: Das Impressum muss
leicht auffindbar sein.

3. Warum gibt es eine
Impressumspflicht?

Unseriöse Geschäftspraktiken, die
auf die Gutgläubigkeit und auf das
Geld von Konsumenten abzielen,
gibt es im Netz zur Genüge. Durch
die Impressumspflicht soll mehr
Transparenz geschaffen werden.
Nutzer und Medienkonsumenten
sollen rasch und leicht Zugang zum
Betreiber haben – oder zumindest
erfahren, wer hinter dem Medium
steht und gegen wen sie ihre An-
sprüche richten können. Opfer von
Hasspostings etwa können auf die-
se Weise direkt und unkompliziert
mit dem Inhaber einer Website in
Kontakt treten, um die Löschung
der Einträge zu fordern.

4. Wie unterscheidet man
kleine und großeWebsites?

Bei der Offenlegungspflicht nach
dem Mediengesetz wird zwischen
„großen“ und „kleinen“ Websites
unterschieden. Weist eine Website
keinen Informationsgehalt auf, der
über die Darstellung des persönli-
chen Lebensbereichs oder die Prä-
sentation des Medieninhabers hi-
nausgeht, handelt es sich um eine

Welche Pflichten Betreiber
einerWebsite haben

„kleine Website“ – sofern der Con-
tent nicht geeignet ist, die öffentli-
che Meinungsbildung zu beeinflus-
sen. Das ist typischerweise bei ei-
nem reinen Online-Shop der Fall.
Die Offenlegungspflicht nach dem
Mediengesetz beschränkt sich dann
auf den Namen oder die Firma des
Medieninhabers, auf den Unter-
nehmensgegenstand sowie den
Wohnort oder Firmensitz.

Werden aber – beispielsweise im
Rahmen eines Newsletters – auch
redaktionelle Beiträge im weitesten
Sinn veröffentlicht, handelt es sich
unter Umständen um eine „große
Website“. In diesem Falle sind zu-
sätzliche Informationen anzuge-
ben: Darunter die Beteiligungsver-
hältnisse, der Name der vertre-
tungsbefugten Organe, allfällige
Aufsichtsratsmitglieder sowie eine
Erklärung über die grundlegende
Richtung der Website (Blattlinie).
Die Abgrenzung zwischen „kleiner“
und „großer“ Website kann mitun-
ter schwierig sein, da kann juristi-
scher Rat hilfreich sein.

5. Benötige ich auch bei
Facebook ein Impressum?

Handelt es sich um ein kommerziel-
les (Firmen-)Profil, ist das Impres-
sum auch in sozialen Netzwerken
wie Facebook und Twitter vollstän-
dig anzugeben.

6. Welche Strafen drohen
bei einem Verstoß?

Fehlt ein Impressum oder sind
die Angaben unzureichend, dro-
hen hohe Geldstrafen. Eine
Übertretung nach dem E-Com-
merce-Gesetz kann beispielswei-
se eine Geldstrafe bis zu 3000
Euro nach sich ziehen. Wer die
Offenlegungspflichten im Medi-
engesetz missachtet, riskiert ei-
ne Geldstrafe bis zu 20.000 Euro.
Darüber hinaus sind kostspielige
und langwierige Zivilklagen von
Mitbewerbern wegen unlauteren
Wettbewerbs möglich (Vor-
sprung durch Rechtsbruch).

7. Wer haftet bei
Rechtsverletzungen?

Grundsätzlich trifft den bloßen
Inhaber einer Domain keine Haf-
tung für Rechtsverletzungen, die
durch den Inhalt der Website be-
gangen werden. Eine Website ist
rechtlich ein „periodisches elek-
tronisches Medium“. Für Rechts-
verletzungen haftet daher der je-
weilige Medieninhaber – also
derjenige, der die Website inhalt-
lich gestaltet und deren Abruf-
barkeit besorgt oder veranlasst.

StephanKliemstein ist Rechtsan-
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Was kannman gegen adressierteWerbung tun?
Neben der sogenannten Robinsonliste schafft auch das Datenschutzgesetz Abhilfe.

Grundsätzlich schützt das Daten-
schutzgesetz (DSG 2000) vor der
missbräuchlichen Verwendung von
personenbezogenen Daten. Will ein
Unternehmen solche Daten spei-
chern und für Werbezwecke ver-
wenden, muss es die Zustimmung
des Betroffenen einholen. Oft ge-
schieht das unbemerkt: Eine Check-
Box, die man während einer Bestel-
lung im Internet anklickt, ein Pas-
sus in den Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen, die sich – mal ehrlich
– kaum jemand durchliest. Oder ei-
ne Klausel in den Teilnahmebedin-
gungen eines Gewinnspiels. Auf

diese Weise ist ein höchst lukrativer
Adresshandel entstanden.

Doch was kann man gegen adres-
sierte Werbung und gerade jetzt in
der Weihnachtszeit gegen die Flut
von Bettelbriefen tun? Abhilfe ver-
spricht in Österreich die Robinson-
liste – eine freiwillige Selbstver-
pflichtung von Werbeunterneh-
men, die oft auch die Versendung
für die Wohltätigkeitsorganisatio-
nen übernehmen.

Wer sich in diese Liste eintragen
lässt, erhält keine unerwünschte
persönliche adressierte Werbung
mehr und wird aus den Listen von

Direktwerbefirmen und Adressver-
lagen gestrichen. Zuständig ist in
Österreich der Fachverband Wer-
bung und Marktkommunikation
bei der Wirtschaftskammer. Er ist
gesetzlich verpflichtet, die Robin-
sonliste zu führen und den österrei-
chischen Adressverlagen und Di-
rektmarketingunternehmen zur
Verfügung zu stellen.

Neben dieser Liste für postali-
sche Werbung gibt es auch noch ei-
ne „elektronische Robinsonliste“,
die von der Telekom-Regulierungs-
behörde RTR (Rundfunk und Tele-
kom Regulierungs-GmbH) geführt

wird. In diese „E-Commerce-Ge-
setz-Liste“ kann sich jeder kosten-
los eintragen lassen, der keine E-
Mail-Werbung erhalten möchte.
Firmen müssen die Liste beachten,
ansonsten begehen sie eine Verwal-
tungsübertretung oder sie riskieren
einen teuren Zivilprozess.

Darüber hinaus kann jeder nach
den Bestimmungen des Daten-
schutzgesetzes an ein Unterneh-
men – auch an gemeinnützige Insti-
tutionen – herantreten und ein Aus-
kunftsbegehren schicken. Auf diese
Anfrage müssen Firmen innerhalb
von acht Wochen reagieren und ei-

ne Aufstellung der gespeicherten
personenbezogenen Daten über-
mitteln. Auch die Zustimmung zum
Erhalt von unerbetener Werbung
kann jederzeit widerrufen werden.

Postwurfsendungen an bisher
nicht als Spender in Erscheinung
getretene Personen und unadres-
sierte Bittbriefe lassen sich dagegen
nur mittels anwaltlichem Aufforde-
rungsschreiben oder einer Besitz-
störungsklage wirksam verhindern.
Voraussetzung ist ein Hinweis auf
dem Briefkasten, dass das Ablegen
unerwünschter Werbung nicht ge-
wollt wird. Stephan Kliemstein

Steuer

SindGeschenkedes
Chefs zuversteuern?

Sachgeschenke an Mitarbeiter, die
im Rahmen einer Betriebsveran-
staltung, wie einer Weihnachtsfei-
er, übergeben werden, sind bis zu
einem Wert von 186 Euro pro Mitar-
beiter jährlich lohnsteuer- und so-
zialversicherungsfrei. Als derartige
Sachzuwendungen kommen bei-
spielsweise Gutscheine, Weinfla-
schen, Geschenkkörbe und Auto-
bahn-Vignetten in Frage. Als abga-
benfreies Sachgeschenk zählen –
bis zur Höhe des Freibetrages –
auch Goldmünzen und -dukaten,
bei denen der Goldwert im Vorder-
grund steht. Dies trifft etwa auf den
in der Praxis sehr beliebten „Phil-
harmoniker“ zu. Aber es gibt auch
Ausnahmen: Die Abgabenfreiheit
gilt nur für Sachgeschenke, die al-
len Mitarbeitern oder bestimmten
Mitarbeitergruppen gewährt wer-
den. Nicht akzeptiert werden vom
Fiskus zudem Bargeldgeschenke
oder Gutscheine, die in bar abgelöst
werden können. Auch Geschenke,
die als individuelle Belohnung für
besondere Leistungen gewährt
werden, sind keine abgabenfreien
Zuwendungen, sondern abgabe-
pflichtiger Arbeitslohn.

Vertrag

WelcheFormmüssen
Dienstverträgehaben?

Dienstverträge können in Öster-
reich grundsätzlich schriftlich,
mündlich oder schlüssig abge-
schlossen werden. Natürlich ist
es aber ratsam, solche Verträge
schriftlich zu gestalten, da mündli-
che Vereinbarungen in der Regel
nur sehr schwer zu beweisen sind.
Einen Anspruch auf die schriftliche
Ausstellung eines Dienstvertrages
hat der Arbeitnehmer jedoch nicht.
Der Arbeitgeber ist nur zur Ausstel-
lung eines schriftlichen Dienstzet-
tels verpflichtet, der jedoch nur die
wesentlichen Rechte und Pflichten
aus dem Dienstverhältnis festhält.
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